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1. Einleitung 
 
 
 

Im derzeit gültigen Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP Bayern 2013) 
werden als zentrale Orte nur noch Grund-, Mittel- und Oberzentren deklariert. Die 
Grundzentren sollen in den Regionalplänen festgelegt werden, wobei bestehende 
Klein- und Unterzentren sowie bestehende Siedlungsschwerpunkte wie Poing bis 
zur Anpassung der Regionalpläne als Zentrale Orte der Grundversorgung einem 
Grundzentrum gleichgestellt werden. Diese sollen die Versorgung der Bevölke-
rung mit zentralörtlichen Einrichtungen gewährleisten.  

Nach den Zielen und Grundsätzen des Regionalplans München sollen die Sied-
lungsschwerpunkte im Stadt- und Umlandbereich München für ihren Nahbereich 
in ihrer Versorgungsfunktion für Waren und Dienstleistungen zur Deckung der 
qualifizierten Grundversorgung in städtebaulich integrierten Lagen gestärkt wer-
den. Dabei kommen geeignete Siedlungsschwerpunkte zur Deckung des 
gehobenen Bedarfs auch für mittelzentrale Versorgungseinrichtungen mit städte-
baulich integrierter Lage in Frage. 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung dient demgemäß der Entwicklung ei-
nes Einzelhandelsstandortes in städtebaulich integrierter Lage. Damit wird ein 
wesentlicher Beitrag zur Sicherung der Nahversorgung in Poing geleistet. Zudem 
stellt die Planung einen Beitrag zur Verbesserung der lokalen Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktsituation sowie eine Aufwertung der Wohn- und Standortqualität der 
Gemeinde Poing dar.  

 
1.1 Größe, Lage und Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 

 Das Plangebiet liegt im nördlichen Ortsrandbereich von Alt-Poing. Der räumliche 
Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von ca. 0,84 ha. 

 

Das Plangebiet wird im Osten durch die neu geplante Straße Am Hanselbrunn, 
im Norden durch die Bahnlinie München-Mühldorf, im Westen durch bestehende 
und im Süden durch geplante Wohnbauflächen begrenzt.  
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Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst folgende Grund-
stücke der Gemarkung Poing: Fl.Nr. 81 (Teilfläche), 81/3 (Teilfläche)  

 
1.2 Anlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplans 

 
 

 
Planungskonzept, X³ Architekten GmbH 

Für den räumlichen Geltungsbe-
reich der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung gilt der 
rechtsverbindliche Bebauungs-
plan Nr. 32 O. Nach den 
Regelungen des rechtsverbindli-
chen Bebauungsplans fehlen die 
Grundlagen für die Zulassungsfä-
higkeit des geplanten Vorhabens. 

Deshalb beantragte Ende 2016 
der Vorhabenträger die Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 32 O, 
um die planungsrechtlichen 

 Voraussetzungen für die Zulassungsfähigkeit des Vorhabens zu schaffen. 
Grundlage für die Bebauungsplanänderung ist ein Planungskonzept, welches 
das gesamte Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 32 O umfasst. Als wesentliche 
Ziele der Planung wurden u.a. die Schaffung eines Bereichs für einen Lebens-
mittelmarkt und die Neugliederung der Baufelder unter Berücksichtigung der 
geplanten Straßenführung formuliert.   

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit des Vorha-
bens zu schaffen und eine geordnete städtebauliche Weiterentwicklung in 
diesem Teil des Gemeindegebietes zu ermöglichen, hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Poing am 19.01.2017 beschlossen, einen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan für das gesamte Areal aufzustellen. 

In der Gemeinderatssitzung am 12.04.2018 wurde dieser Beschluss dahinge-
hend modifiziert, dass das Verfahren aufgeteilt wird. Der westliche Teilbereich 
wird gemäß § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren als vorhabenbezogener 
Bebauungsplan durchgeführt. 

Dieses Planvorhaben dient dazu, den Standort für einen Lebensmittelmarkt als 
Vollsortimenter im nördlichen Teilbereich von „Alt-Poing“ zu etablieren, langfristig 
zu sichern und somit auch eine Beitrag zur zentralörtlichen Versorgungsfunktion 
und Handelsvielfalt zu leisten.  

 
 
2. Rechtsgrundlagen und planungsrechtliche Vorgaben 
 
2.1 Rechtsgrundlagen 

Das Baugesetzbuch (BauGB) regelt in den §§ 1 bis 4, 8, 9, 10, 12, 13 und 13 a 
die Grundsätze und das Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen. 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:  
- Baugesetzbuch - BauGB 
- Baunutzungsverordnung – BauNVO 
- Art. 81 der Bayerischen Bauordnung – BayBO 
- Planzeichenverordnung – PlanzV 

Die grünordnerischen Festsetzungen haben neben dem BauGB folgende 
Rechtsgrundlagen: 

- Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG  
- Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG 
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2.2 Wahl des Verfahrens  

In seiner Sitzung am 12.04.2018 hat der Gemeinderat der Gemeinde Poing den 
Beschluss gefasst, den Bebauungsplan als vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
mit integrierter Grünordnung nach den Regelungen des § 13 a BauGB aufzustel-
len und den rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 32 O „Hauptstraße Ost“, 
rechtsverbindlich seit 11.01.2006, in einem Teilbereich zu ersetzen. 

Aufgrund der konkreten Vorhabenbezogenheit wird das Verfahren als vorhaben-
bezogener Bebauungsplan durchgeführt. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
besteht grundsätzlich aus dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan selbst, dem 
Vorhaben- und Erschließungsplan sowie dem Durchführungsvertrag. Der Vorha-
ben- und Erschließungsplan beinhaltet die Beschreibung und Planung des 
konkreten Vorhabens, der Durchführungsvertrag die Verpflichtung zur Realisie-
rung innerhalb eines bestimmten Zeitraums und den Nachweis der Realisierungs-
fähigkeit, die Verpflichtung zur Durchführung der Erschließung sowie die Ver-
pflichtung der Kostenübernahme für die Planung und die Erschließung.  

Die Voraussetzungen für die Anwendung der Regelungen des § 13 a BauGB sind 
erfüllt, da der Bebauungsplan der Innenentwicklung dient, die zulässige Grund-
fläche, auch unter Berücksichtigung des unmittelbar benachbarten 
Bebauungsplanverfahrens "Hauptstraße Ost, Teilbereich Ost", unter 20.000 qm 
liegt und keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und 
des Schutzes von FFH-Gebieten und Europäischen Vogelschutzgebieten beste-
hen. In der Folge des Bebauungsplans sind zudem keine Vorhaben zulässig, die 
der Pflicht zu einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 

Mit den Regelungen des Bebauungsplans wird einem Bedarf an Investitionen zur 
Verwirklichung von Infrastrukturmaßnahmen, die nach dem bisherigen Planungs-
recht unzulässig wären, Rechnung getragen. 

 
2.3 Planungsrechtliche Ausgangssituation und Stand der Bauleitplanung 
 
 

 
Ausschnitt aus dem rechtswirksamen FNP 

Im derzeit rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan der Gemeinde 
Poing aus dem Jahr 1984 ist das 
Plangebiet als Allgemeines 
Wohngebiet dargestellt. In der 
Planfolge ist deshalb eine Berich-
tigung des Flächennutzungsplans 
für den maßgeblichen Teilbereich 
erforderlich. In der Fortschreibung 
des Flächennutzungsplans wird 
die Darstellung als Sondergebiet 
für großflächigen Einzelhandel 
übernommen. Eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung ist 
damit gewährleistet. 

 
2.4 
 

Umweltverträglichkeitsprüfung und landesplanerische Beurteilung 

Noch nach Klärung von Fr. Wirth mit LRA zu ergänzen 
 
 
3. Bisherige Entwicklung und derzeitige Situation im Planungsgebiet 
 
3.1 Bau-, Grün- und Nutzungsstrukturen im Geltungsbereich und im näheren 

Umfeld 

Das Plangebiet liegt südlich der Bahnlinie München – Mühldorf und westlich der 
neu geplanten Straße „Am Hanselbrunn“, die künftig als Verbindungsspange zwi-
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schen der Plieninger Straße und der Hauptstraße fungieren soll. 

Im Westen befinden Wohngebäude mit nutzungstypischen Gärten. Südlich und 
östlich des Plangebietes liegen Wohnbauflächen, die derzeit noch nicht bebaut 
sind.  

Im Nordwesten tangiert das Plangebiet das Bodendenkmal D-1-7836-0087. 

Das Gelände ist leicht geneigt und fällt insgesamt in Richtung Norden. Die Hö-
hendifferenz zwischen dem höchsten und dem tiefsten Punkt beträgt ca. 1,30 m. 

Die Oberkante des Bahndamms, der das Areal im Norden begrenzt, liegt etwa 
3,50 m bis 4,0 m höher als das anschließende Gelände des Plangebiets, das 
derzeit als Wirtschaftsgrünland intensiv landwirtschaftlich genutzt wird. 

An der Westgrenze stockt eine Baumhecke, die von Birken dominiert wird. Die 
Südgrenze bildet ein flächiger Gehölzbestand, in dem ein verlandeter Teich liegt. 
Die Bäume sind teilweise sehr mächtig und befinden sich in ihrer Altersphase. 
Sie weisen demgemäß Totholz und Höhlungen auf. In der Folge der Planung 
muss in den Baumbestand eingegriffen werden.  

Der südexponierte Bahndamm wird von einer Altgrasflur, mit einzelnen (Groß-) 
Sträuchern und Strauchgruppen geprägt. Im östlichen Bereich des Plangebietes 
befinden sich derzeit die Reste einer Baustelleneinrichtung sowie Oberbodenmie-
ten. 

 
3.2 Natürliche Grundlagen 

Die Gemeinde Poing zählt naturräumlich zum Bereich der Isar-Inn-
Schotterplatten und liegt in der Übergangszone von der Münchner Schotterebene 
zur risseiszeitlichen Endmoräne des Isen-Sempt-Hügellandes. Abhängig von den 
anstehenden Ausgangsgesteinen, der Lage, Exposition und den klimatischen 
Verhältnissen bildete sich ein kleinteiliges Mosaik unterschiedlicher Bodentypen 
aus. 

Das Plangebiet selbst liegt im Bereich der eher bindigen Rißmoränenablagerun-
gen. Nach der standortkundlichen Bodenkarte für Bayern 1:50000 hat sich ein 
frischer, tiefgründiger, humoser Lehmboden gebildet. Die Deckschichten weisen 
meist bindige Bodeneigenschaften auf. Es handelt sich um tonige, sandige, 
schwach kiesige bis kiesige Schluffe. Unter den Deckschichten folgen die Morä-
nenablagerungen der Rißeiszeit. Hier finden sich zumeist alle Korngrößen von 
Ton bis Kies mit schwankenden Anteilen. 

Langfristige Grundwasserbeobachtungen und Einzelheiten über die hydrologi-
schen Verhältnisse im Plangebiet liegen nicht vor. Ein zusammenhängender 
Grundwasserleiter ist aufgrund der geologischen Verhältnisse nicht zu erwarten. 
Es ist jedoch mit räumlich begrenzten sowie jahreszeitlich und witterungsbedingt 
unterschiedlich stark ausgeprägten Schicht- und Sickerwasserhorizonten zu 
rechnen. 

Die anstehenden Deckschichten und die bindigen Moränenablagerungen sind im 
baupraktischen Sinne als wasserundurchlässig zu bezeichnen. Da das Grund-
wasser erst in einer größeren Tiefe unter der Geländeoberkante zu erwarten ist, 
wird der Betrieb einer Wasserhaltung während der Bauzeit nicht erforderlich sein. 
Allerdings ist je nach Jahreszeit und vorangegangenen Niederschlagsereignissen 
auf unterschiedlichen Horizonten und in stark schwankender Menge mit Schicht-
wasserzutritten zu rechnen, so dass ggf. Maßnahmen zur Abführung von Schicht- 
und Sickerwasser vorzusehen sind und ein besonderes Augenmerk auf die Ab-
dichtung von Gebäuden und Bauteilen zu richten ist. 

Regionalklimatisch liegt die Gemeinde Poing im Übergangsbereich zwischen 
dem maritimen, feuchtgemäßigten und dem kontinentalen, winterfeucht-kalten 
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Klima. Der Witterungsverlauf gestaltet sich sehr wechselhaft. Großwetterlagen 
mit westlicher Strömungskomponente (Westlagen) überwiegen im Sommer und 
Winter. Sie verleihen dem Regionalklima der Gemeinde eine leicht maritime Prä-
gung, die jedoch eine stärkere kontinentale Tönung erfährt. Die Kontinentalität 
verrät sich in einer leichten Verschiebung der Hauptniederschläge (60 %) in den 
Sommer. Grundsätzlich liegen die mittleren jährlichen Niederschlagssummen 
zwischen 850 und 900 mm. Am regenreichsten ist der Monat Juli. Gewitter mit 
Starkregen treten an mehr als 25 Tagen im Jahr auf. Mit einem langjährigen Jah-
resmittel zwischen 7,0 und 8,0 °C und einem Mittel von 12,5 bis 13,5 °C während 
der Vegetationsperiode ist das Temperaturregime als mäßig kühl einzustufen. Als 
klimatische Besonderheiten sind, neben dem gehäuften Auftreten von Föhnta-
gen, auch eine erhöhte Anzahl von Nebeltagen zu nennen. 

In lokalklimatischer Hinsicht ist der räumliche Geltungsbereich des Bebauungs-
plans in seiner Ortsrandlage und mit seinem derzeitigen Bewuchs (Wiesenfläche, 
randliche Eingrünung mit Großbäumen) sowie der bisherigen Nutzung als Wirt-
schaftsgrünland als Dorf-Klimatop anzusprechen. Der Bereich ist insbesondere 
durch einen stark ausgeprägten Tagesgang von Temperatur und Feuchte ge-
kennzeichnet. Auf dem Gelände kann Kaltluft entstehen, die reliefbedingt nach 
Norden und Westen abfließt, durch den Bahndamm und die benachbarte Wohn-
bebauung aber im Weiterfließen behindert wird, so dass sich ein Kaltluftsee im 
Plangebiet ausbilden kann. 

Im Planungsgebiet ist die reale Vegetation überwiegend naturfern. Es herrschen 
Agrar- und Siedlungsbiotope vor, in denen menschliche Aktivitäten und deren 
Folgen als ganz entscheidende Umweltfaktoren fungieren. Die hier vorgefunde-
nen Biotop- und Kleinstrukturen (Wirtschaftsgrünland, Baumhecke, 
geschlossenes Gehölz, Einzelsträucher und Strauchgruppen in Altgrasflur) kön-
nen den Lebensraum für Kleinsäuger, Reptilien, Insekten- und Vogelarten bilden, 
die typischerweise in Dorfökosystemen vorkommen. 

Ausgehend von den abiotischen Standortfaktoren würde sich im Planungsgebiet 
als potentielle natürliche Vegetation ein Zittergrasseggen-Hainsimsen-
Buchenwald im Komplex mit Zittergrasseggen-Waldmeister-Buchenwald; örtlich 
Zittergrasseggen-Stieleichen-Hainbuchenwald (Münchner Ebene) im Übergang 
zum Hexenkraut- oder Zittergrasseggen-Waldmeister-Buchenwald im Komplex 
mit Zittergrasseggen-Hainsimsen-Buchenwald; örtlich mit Waldziest-Eschen-
Hainbuchenwald (Isen-Sempt-Hügelland) einstellen. 

 
3.3 Verkehrsstruktur 

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt derzeit über die Schwabener Straße. 
Zukünftig wird das Baugebiet allerdings über die Straße „Am Hanselbrunn“, wel-
che die Plieninger Straße mit der Hauptstraße verbindet, erschlossen. Die 
Straßenbauarbeiten haben bereits begonnen. 

Neben dieser Hauptzufahrt ist noch eine rückwärtige Erschließung für Not- und 
Entsorgungsdienste, die das südlich anschließende Wohngebiet andienen, über 
eine private Verkehrsfläche vorgesehen. Um unerwünschte Schleichverkehrsbe-
wegungen zu vermeiden, wird diese Zufahrtsmöglichkeit durch Poller gesichert.  

Der gesamte ruhende Verkehr wird oberirdisch nördlich, westlich und südlich des 
Lebensmittelmarktes angeordnet. 

 
3.4 Technische Infrastruktur 

Das gesamte Baugebiet wird neu erschlossen. Die Ver- und Entsorgungsanla-
gen werden bedarfsgerecht hergestellt. 
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4. Planungskonzept und Erläuterungen zu den Festsetzungen 
 
4.1 Städtebauliches Konzept 

 

 
Ansicht von der Straße Am Hanselbrunn 

Das städtebauliche Konzept des 
Bebauungsplans entspricht dem 
Entwurf des Planungskonzepts, 
das dem Bau- und Umweltaus-
schuss im Juli 2015 vorgestellt 
wurde. Der Entwurf sieht einen 
langgestreckten eingeschossigen 
Baukörper mit begrüntem Flach-
dach und vorgelagerten 
Parkplätzen vor. 

 

 
 

Die Hauptfassaden und der Ein-
gang sind zur Straße Am 
Hanselbrunn hin orientiert. Diese 
Gestaltung bietet die notwendige 
Erkennbarkeit des Lebensmittel-
marktes. Die Einbindung in das 
Orts- und Landschaftsbild wird 
durch eine umfassende Eingrü-
nung der Frei- und 
Stellplatzflächen gewährleistet. 

 
4.2 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Das Instrument des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird gewählt, um die 
Durchführung dieses konkreten Vorhabens sicherzustellen. Die Vereinbarungen 
des Durchführungsvertrags verpflichten den Vorhabenträger gemäß § 12 Abs. 1 
BauGB zur Durchführung des im Vorhaben- und Erschließungsplan festgelegten 
Vorhabens und der erforderlichen Erschließungsmaßnahmen innerhalb einer 
bestimmten Zeitspanne. Der rechtsverbindliche Vorhabenbezogene Bebauungs-
plan bildet die Grundlage für die Beurteilung der planungsrechtlichen Zulässigkeit 
des Projektes. Der Vorhaben- und Erschließungsplan, der die Details des Vorha-
bens und die Erschließung regelt, wird Bestandteil des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans.  

 
4.3 Regelungen zur Art der baulichen Nutzung 

 Aufgrund der geplanten Nutzungen werden die Flächen als sonstiges Sonderge-
biet „SO - Großflächiger Einzelhandel“ festgesetzt.  

Unter Berücksichtigung der Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms Bay-
ern (LEP) sowie zur Steuerung des Einzelhandels in der Gemeinde werden im 
Bebauungsplan die Gesamtverkaufsflächen auf höchstens 1.550 m² begrenzt. 
Zusätzlich wird der Flächenanteil der sogenannten Sortimente des Innenstadtbe-
darfs sowie der Sortimente des sonstigen Bedarfs auf höchstens 25 % der 
Gesamtverkaufsfläche beschränkt.  

Da für die Gemeinde Poing keine ortsspezifische Sortimentsliste vorliegt, wurde 
im Grundsatz die Sortimentsliste des LEP vom 01.09.2013 als Vorlage für die 
Festsetzungen herangezogen. 

Mit den Regelungen zur Art der baulichen Nutzung in Verbindung mit den Fest-
setzungen zum Immissionsschutz wird gewährleistet, dass sich in der Planfolge 
keine Nutzungen mit hohem Stör- oder Konfliktpotential entwickeln können.  
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4.4 
 

Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der zulässigen 
Grundfläche in Verbindung mit der Festsetzung der zulässigen Wandhöhe gere-
gelt. Die Festsetzung einer zulässigen Grundfläche von 2.550 m² ergibt einen 
GRZ-Wert von 0,33, welcher die in § 17 BauNVO bestimmte Obergrenze für 
Sonstige Sondergebiete deutlich unterschreitet.  

Die zulässige Grundfläche (GR) gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO darf durch die 
Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen, wie Ga-
ragen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die 
das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, insgesamt bis zu einer GRZ von 0,8 
überschritten werden.  

 
4.5 
 

Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche und zu Abstandsflächen 

Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch die im Plan eingetragenen Bau-
grenzen bestimmt.  

Vor den Außenwänden von Gebäuden sind die Abstandsflächen von oberirdi-
schen baulichen Anlagen gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO einzuhalten. 

 
4.6 
 

Regelungen zu Stellplätzen und zur Erschließung 

Die Stellplätze sind gemäß dem festgesetzten Stellplatzschlüssel nachzuweisen. 
Die Flächen für den oberirdischen ruhenden Verkehr sind durch Planzeichen ent-
sprechend festgesetzt.  

Die Verkehrserschließung erfolgt über eine Zufahrt von der neu geplanten Straße 
Am Hanselbrunn. Die Zufahrt im Süden über die private Verkehrsfläche, die 
durch Poller abgesperrt und gesichert wird, ist ausschließlich für Not- und Ent-
sorgungsdienste vorgesehen. Mit dieser Maßnahme kann die zusätzliche 
Versiegelung durch Verkehrsflächen, wie z.B. Errichtung eines Wendehammers, 
vermieden werden. 

 
4.7 Regelungen zur baulichen Gestaltung 

 Der Bebauungsplan enthält nur ein Mindestmaß an Regelungen zur Gestaltung, 
wie z.B. Fassaden- und Dachausbildung. Detaillierte Festlegungen zur Gestal-
tung, Materialwahl etc. sind im Vorhaben- und Erschließungsplan geregelt.  

Es sind differenzierte Festsetzungen und Regelungen zur Errichtung und zum 
Anbringen von Werbeanlagen getroffen, um unter Abwägung wirtschaftlicher und 
stadtplanerischer Aspekte eine weitgehende Verträglichkeit mit dem Ortsbild und 
ein maßstäbliches Einfügen in die bauliche Umgebung zu gewährleisten.  

Um eine Beeinträchtigung des Ortsbildes zu vermeiden, sind sämtliche Versor-
gungsleitungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 
13 BauGB unterirdisch zu verlegen. Freileitungen sind nicht zulässig. 

 
 
5. Technische Infrastruktur 

 
 Das Planungsgebiet wird neu erschlossen. Ver- und Entsorgungseinrichtungen 

werden mit ausreichenden Kapazitäten vorgesehen. Alle Ver- und Entsorgungs-
leitungen, insbesondere die der Telekommunikation, sind unterirdisch zu 
verlegen. Auf die Einhaltung der Mindestabstände von Baumpflanzungen zu vor-
handenen oder geplanten unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen wird in 
der Satzung hingewiesen.  
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Auf die Erschütterungstechnische Untersuchung, Bericht Nr. 33419/2, Aufstellung 
eines Gesamtbebauungsplanes für die Hauptstraße in Poing, vom 04.08.1999, 
Müller-BBM GmbH, Planegg, wird hingewiesen. Stellungnahme noch ergänzen 

Baugrundgutachten noch ergänzen 

Eine Versickerung des Oberflächenwassers ist aufgrund der Bodenverhältnisse 
nicht möglich. Deshalb ist das anfallende, nicht schädlich verunreinigte Nieder-
schlagswasser von befestigten Flächen und Dachflächen in den gemeindlichen 
Regenwasserkanal einzuleiten. Die erforderlichen Berechnungen und Planungen 
sind durch einen qualifizierten Fachplaner durchzuführen und vor Ausführung 
mittels eines Entwässerungsplanes der Gemeinde zur Genehmigung vorzulegen.  

Wenn Niederschlagswasser nicht in den Untergrund eingeleitet werden kann, ist 
das Merkblatt DWA-M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regen-
wasser" zu beachten. Sofern zusätzliche Regenwasserrückhalteeinrichtungen 
erforderlich sind, werden diese außerhalb der Plangebiets errichtet.  

Die Planung und der Beginn baulicher Maßnahmen vor Abschluss der Erstellung 
des gemeindlichen Regenwasserkanals dürfen nur mit Zustimmung der Gemein-
de Poing erfolgen. Der Abschluss der baulichen Maßnahmen und die Aufnahme 
der Nutzung sind erst nach Herstellung des gemeindlichen Regenwasserkanals 
zulässig.  

Im Allgemeinen soll darauf geachtet werden, die Flächenversiegelung so gering 
wie möglich zu halten. Dazu gehört die Ausbildung von Hof- und Stellflächen mit 
Hilfe von durchsickerungsfähigen Baustoffen. Auf die Veröffentlichung des Lan-
desamtes für Umwelt "Praxisratgeber für den Grundstückseigentümer, 
Regenwasserversickerung  Gestaltung von Wegen und Plätzen" wird verwiesen:   
http://www.bestellen.bayern.de/shoplink/lfw_was_00157.htm 

Der Aufschluss von Grundwasser ist wasserrechtlich zu behandeln. Wird Grund-
wasser unbeabsichtigt erschlossen, ist das Landratsamt Ebersberg unverzüglich 
zu benachrichtigen. 

Befristete Grundwasserabsenkungen wie Bauwasserhaltungen, Bohrungen oder 
Grundwasserabsenkungen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis und sind 
rechtzeitig beim Landratsamt Ebersberg mit geeigneten Unterlagen anzuzeigen 
bzw. zu beantragen. Sämtliche Bauvorhaben müssen mit Fertigstellung an die 
zentrale Wasserversorgung angeschlossen sein.  

Das Schmutzwasser ist im Trennsystem über Anlagen abzuleiten, die den Regeln 
der Technik entsprechen.  

Sämtliche Bauvorhaben sind an die örtliche Abwasserbeseitigungsanlage vor 
Fertigstellung anzuschließen. 

 
 
6. Immissionsschutz 
 
 Nach § 1 Abs. 5 BauGB sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen unter 

anderem die Belange des Umweltschutzes und damit auch der Immissionsschutz 
zu berücksichtigen. Neben dem Schallschutz müssen Belastungen durch Luft-
schadstoffe, Gerüche, Erschütterungen, Lichtemissionen und elektromagnetische 
Felder (EMF) in die planerischen Erwägungen mit einbezogen werden. Das Im-
missionsschutzrecht gibt dabei den Schutz vor Gefahren, erheblichen 
Beeinträchtigungen und erheblichen Belästigungen durch Immissionen vor, greift 
aber grundsätzlich erst auf der Ebene der Anlagenzulassung.  

Gemäß § 50 BImSchG sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flä-
chen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umweltwirkungen auf die 
angrenzenden schutzbedürftigen Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 
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Zur Ermittlung und Beurteilung der gewerblichen und verkehrlichen Lärmimmissi-
onen werden noch entsprechende schalltechnische Gutachten erstellt. 

NOCH ERGÄNZEN  gemäß schalltechnischer Untersuchung Müller BBM GmbH 

Es liegen keinerlei Informationen über derzeitige Beeinträchtigungen durch Licht, 
Luft/Feinstaub- oder Geruchsimmissionen vor. Solche sind auch in der Planfolge 
nicht zu erwarten. Weitere Untersuchungen sind deshalb nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht erforderlich. Auf § 3 BImSchG sowie die Hinweise zur Mes-
sung und Beurteilung von Lichtimmissionen (Länderausschuss für 
Immissionsschutz) wird hingewiesen. 

Im Umkreis zum Plangebiet ist zudem kein Betriebsbereich gemäß § 3 Nr. 5a 
BImSchG vorhanden. Insofern sind gemäß § 50 BImSchG hervorgerufene Aus-
wirkungen aufgrund von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 
der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen auf benachbarte Schutzobjekte 
gemäß § 3 Abs. 5 d BImSchG nicht zu erwarten. 

 
 
7. Grünordnung und besonderer Artenschutz 
 
7.1 Einleitung 

Obwohl nach den Regeln des beschleunigten Verfahrens von einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB und von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB 
abgesehen werden kann, müssen im Rahmen des Aufstellungsverfahrens und 
der Abwägung die Belange von Natur und Landschaft hinreichend Berücksichti-
gung finden, da mit der baulichen Nutzung des Umweltmediums Boden 
grundsätzlich eine Vielzahl verschiedenartiger, teilweise gegenläufiger Wirkungen 
verbunden sind, die einen immanenten Konflikt zwischen Städtebau und Natur-
schutz begründen. 

Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ist die Grünordnung deshalb das 
wichtigste Hilfsmittel zur Bewältigung des geschilderten Zielkonfliktes, indem sie 
sowohl die Sicherung und Berücksichtigung der Ziele des Naturschutzes, als 
auch die Ordnung und Gestaltung von Freiflächen unterstützt. Im Sinne eines 
ausgewogenen Planungskonzeptes ist die Grünordnung deshalb in den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan integriert. 

Der Grünordnungsplan ist querschnittsorientiert und wird für die Beurteilung der 
Belange von Natur und Landschaft herangezogen. 

 
7.2  Zielsetzung und Konzeption der Grünordnung 

Die vorliegende Planung dient der Innenentwicklung und schafft die planungs-
rechtlichen Grundlagen für die Ansiedelung eines Lebensmittelmarktes zur 
Verbesserung und Sicherung einer zeitgemäßen Nahversorgung in der Gemein-
de Poing.  

In der Folge des Bebauungsplans soll ein Lebensmittelmarkt in der Betriebsform 
eines Vollsortimenters entstehen. Der Vorhaben- und Erschließungsplan sieht 
dafür einen eingeschossigen Baukörper mit begrüntem Flachdach und vorgela-
gerten Stellplätzen vor. Die Erschließung erfolgt über die neu zu errichtende 
Straße Am Hanselbrunn. Die private Verkehrsfläche im Süden des Vorhabens 
dient insbesondere der Erschließung von Wohngebäuden, die in einem weiteren 
Bauabschnitt entstehen sollen, verbessert aber auch die Andienung des Super-
marktes sowie seine Erreichbarkeit mit Einsatzfahrzeugen von Notdiensten.  

Zum Schutz vor Schienenverkehrslärmeinwirkungen muss entlang der Bahnstre-
cke München – Mühldorf eine Lärmschutzwand errichtet werden, die mit 
geeigneten Klettergehölzen flächig begrünt wird.  
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In siedlungsökologischer Hinsicht setzen die Bestimmungen der Grünordnung mit 
den sonstigen umweltbezogenen Regelungen des Bebauungsplans Ziele von 
Naturschutz und Landschaftspflege sowie Ziele des Klimaschutzes um und un-
terstützen die Bewältigung von negativen Planfolgen. 

Die Freiflächengestaltung erfüllt dabei sowohl funktionale, als auch leicht reprä-
sentative Zwecke. Die festgesetzten Baumpflanzungen dienen der räumlichen 
Ordnung und Gliederung des Grundstückes sowie der Beschattung der Stell-
platzzonen. Höhere Bepflanzungen sind so angeordnet, dass die Sicht auf den 
Lebensmittelmarkt von der künftigen Erschließungsstraße „Am Hanselbrunn“ aus 
nicht behindert wird. Die Bäume befinden sich meist in durchgängigen, bepflan-
zen Grünstreifen, bzw. in Pflanzquartieren, die in ihrer Größe so bemessen sind, 
dass eine artgemäße und gesunde Entwicklung sowie ein dauerhafter Bestand 
der Anpflanzung gewährleistet werden kann. 

Als Ersatz für die verloren gegangenen Vegetationsflächen sieht der Bebauungs-
plan eine Begrünung des Flachdachs sowie im Randbereich und innerhalb der 
Stellplatzfläche Flächen für Bepflanzungen vor, die die räumliche Wirkung der 
Gebäude ergänzen. Durch die Bepflanzung sollen die Freiflächen und Freiräume 
des Lebensmittelmarktes gestaltet und strukturiert und auf diese Weise der Ge-
samtkomplex in das Orts- und Landschaftsbild eingebunden werden. Die 
Stellplatzflächen des Kundenparkplatzes werden mit Dränfugenpflaster ausge-
führt werden.  

Die Flächen für Bepflanzungen im Bereich des Parkplatzes und unmittelbar am 
Gebäude sollen mit niedrigen Bodendeckern und Sträuchern bepflanzt werden.  

Die Artenauswahl der Bäume ist auf die besonderen Standortverhältnisse abge-
stimmt. Es werden zumeist standort-heimische Baumarten Verwendung finden. 
Auf die Vorschlagsliste unter Ziffer D 13 der Hinweise auf dem Bebauungsplan 
wird verwiesen. Die standortgerechte Artenauswahl ist eine grundlegende Vor-
aussetzung für die Vitalität, Widerstandsfähigkeit und Langlebigkeit der 
Bepflanzung und begünstigt zeitgleich die größtmögliche Vielfalt in der Entwick-
lung von Flora und Fauna. 

Die Bepflanzung muss im städtebaulichen Kontext dauerhaft gestalterische und 
siedlungsklimatische Aufgaben erfüllen können. Für die Bäume sind deshalb Be-
dingungen zu schaffen, die eine ständig ausreichende Wasser-, Luft- und 
Nährstoffversorgung gewährleisten. Eine Beschädigung der Anpflanzungen und 
eine Verdichtung der Vegetationsflächen soll durch geeignete Maßnahmen ver-
hindert werden. 

Bei der Herstellung der Pflanzung sollte auch ein besonderes Augenmerk auf die 
Güte der Pflanzenware, auf die Qualität der Pflanzarbeiten sowie auf Art und Um-
fang der Fertigstellungs- und Entwicklungspflege gerichtet werden. 

Der Freiflächengestaltungsplan ist von einem Fachplanungsbüro in Abstimmung 
mit den Architekten erstellt worden und Teil des Vorhaben- und Erschließungs-
plans. Bei der Umsetzung der Maßnahme sollte auf eine sorgfältige und fach-
gerechte Ausführung der Landschaftsbauarbeiten großer Wert gelegt werden. 

Zur Umsetzung der Baumaßnahmen muss in die randlichen Gehölzflächen bzw. 
Gehölzstrukturen eingegriffen werden und eine Wirtschaftsgrünlandfläche wird 
überbaut oder versiegelt. Der Umfang der in der Planfolge zu entfernenden Ge-
hölze ist in der Planzeichnung als Hinweis dargestellt. 

 
7.3 Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 

Auf die einzelnen Umweltmedien bezogen, ergreift die konzeptionelle Ausgestal-
tung des Bebauungsplans folgende Maßnahmen, um dem Integrationsinteresse 
von Natur und Landschaft und der Grundforderung nach Vermeidung bzw. Ver-
minderung negativer Planfolgen für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild / 
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Ortsbild zu entsprechen: 

Umweltmedien Arten und Lebensräume 
• Festsetzungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen 
• Hinweise zum Schutz von Vegetationsbeständen 
• Hinweise zum besonderen Artenschutz 
• Festsetzungen zur Begrünung von Flachdächern 

Die im Randbereich vorhandenen Gehölze können in der Planfolge nicht erhalten 
werden. Mit den Gehölzverlusten geht ein Lebensraumverlust für wildlebende 
Tiere, insbesondere für Vogelarten einher und die bisherigen siedlungsökologi-
schen und ortsbildprägenden Funktionen des Vegetationsbestandes werden 
stark eingeschränkt.  

Die Vegetationsverluste werden durch verpflichtende Neupflanzungen in gestalte-
rischer und ökologischer Hinsicht funktionsgerecht ersetzt und schaffen somit 
neue Lebensräume.  

Umweltmedium Boden 
• Festsetzung von Baugrenzen 
• Festsetzung einer Grundfläche als Höchstmaß  
• Hinweis zum Schutz des Mutterbodens 
• Festsetzungen zur Begrünung von Flachdächern 

Die Böden im Geltungsbereich sind im Bestand unversiegelt, unbelastet und un-
ter Dauerbewuchs. Das Planungskonzept lässt in der Folge die 
Inanspruchnahme dieser unversiegelten Grundflächen durch die Errichtung von 
baulichen Anlagen und einer privaten Verkehrsfläche zu, wodurch die natürlichen 
Bodenfunktionen eingeschränkt werden oder gänzlich verlorengehen können. 

Bei Schachtungs- und anderen Bodenarbeiten sind unbedingt Maßnahmen des 
Bodenschutzes zu ergreifen. Besonders zu beachten ist der Schutz des Mutter-
bodens (§ 202 BauGB). Baubedingte Belastungen des Bodens, z.B. solche, die 
durch Verdichtung oder Durchmischung von Boden mit Fremdstoffen entstehen, 
sind auf das notwendige Maß zu beschränken und nach Abschluss der Baumaß-
nahmen zu beseitigen.  

Da keine Altlastenverdachtsflächen für das Gebiet bekannt und bestehende Bo-
denbelastungen aufgrund der bisherigen Nutzung auch nicht zu erwarten sind, 
ergeben sich diesbezüglich keine Anhaltspunkte für eine Gefährdung von 
Mensch und Natur infolge der Planung. Erhebliche Bodenverunreinigungen sind 
aufgrund der geplanten Nutzung auch künftig weder während der Bauphase noch 
nach Fertigstellung der Anlagen zu erwarten. 

Umweltmedium Wasser / Grundwasser 
• Festsetzung von Baugrenzen  
• Festsetzung einer Grundfläche als Höchstmaß  
• Festsetzungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen 
• Festsetzungen zur Begrünung von Flachdächern 

Durch die genannten Festsetzungen wird der Versiegelungsgrad innerhalb des 
Plangebietes auf ein vertretbares Maß beschränkt und der Wasserhaushalt durch 
geeignete Maßnahmen reguliert. Zur Regulierung des Oberflächenabflusses 
übernimmt insbesondere die Dachbegrünung eine wichtige Rolle, da sie die Infilt-
rationsfläche erhöht und den Niederschlagsabfluss verzögert. 

Auswirkungen auf Oberflächengewässer erfolgen nicht, da weder Gewässer 
selbst, noch deren Überschwemmungsflächen von der Planung betroffen sind.  

Die anstehenden Böden sind im baupraktischen Sinne als wasserundurchlässig 
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zu bezeichnen. Da das Grundwasser erst in einer größeren Tiefe unter der Ge-
ländeoberkante zu erwarten ist, wird der Betrieb einer Wasserhaltung während 
der Bauzeit nicht erforderlich sein. Allerdings ist je nach Jahreszeit und vorange-
gangenen Niederschlagsereignissen auf unterschiedlichen Horizonten und in 
stark schwankender Menge mit Schichtwasserzutritten zu rechnen, so dass ggf. 
Maßnahmen zur Abführung von Schicht- und Sickerwasser vorzusehen sind und 
ein besonderes Augenmerk auf die Abdichtung von Gebäuden und Bauteilen zu 
richten ist. 

Sämtliche Wasserhaltungsmaßnahmen bedürfen i.d.R. einer wasserrechtlichen 
Genehmigung. 

Umweltmedium Klima und Luft 
• Festsetzungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen 
• Festsetzungen zur Begrünung von Flachdächern 

Mit der künftig möglichen Bebauung der bislang unversiegelten Flächen werden 
diese ihre Funktion als Kaltluftproduktionsgebiet verlieren. Obwohl das Gelände-
klima dadurch künftig eher von anthropogenen Faktoren bestimmt sein wird, wird 
diese Veränderung aber keine merklichen Auswirkungen auf die Siedlungsberei-
che Poings haben, da das Gebiet aufgrund seiner Lage und Ausprägung bislang 
keine ausgleichende Klimafunktion besaß. 

Ersatzweise schützen die zur Pflanzung festgesetzten Bäume und Sträucher in 
der Vegetationsperiode vor übermäßiger Einstrahlung und mildern bodennah die 
Temperaturextreme. Sie schaffen bereits auf kleinem Raum ein vergleichsweise 
großes Grünvolumen mit einem beträchtlichen Ausmaß verdunstender und Luft-
schadstoff bindender Oberfläche und bewirken damit zusammen mit den 
sonstigen bepflanzten Flächen und der Dachbegrünung eine positive Beeinflus-
sung des Umweltmediums. 

Umweltmedium (Landschafts-) / Ortsbild 
• Festsetzungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen 
• Festsetzung zur Höhenentwicklung der Bebauung 

Durch die beabsichtigte Errichtung eines Lebensmittelmarktes ergibt sich grund-
sätzlich eine Neugestaltung des Landschafts- / Ortsbildes in diesem Bereich. Das 
Erscheinungsbild wird künftig vorherrschend von baulichen Anlagen (Lebensmit-
telmarkt, Parkplatz, Straßen und in der weiteren Folge von einer 
Wohnbebauung), insbesondere der Lärmschutzwand entlang der Bahnlinie ge-
prägt werden. 

 
7.4 Eingriffsregelung 

§ 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB stellt die Bebauungspläne der Innenentwicklung, die 
eine maximale Grundfläche von weniger als 20.000 m² festsetzen, von der An-
wendung der Eingriffsregelung frei, indem für diese Bebauungspläne unterstellt 
wird, dass die in der Planfolge zu erwartenden Eingriffe bereits vor der planeri-
schen Entscheidung im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB erfolgt oder 
zulässig waren. Ein Ausgleich ist demzufolge für den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan nicht erforderlich. 

Ergänzend darf darauf hingewiesen werden, dass es sich vorliegend um die Teil-
änderung eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans handelt, im Rahmen 
dessen der erforderliche verbleibende Kompensationsbedarf ermittelt, entspre-
chende Ausgleichsflächen bauplanungsrechtlich gesichert und den Eingriffen 
zum Ausgleich zugeordnet wurden. Die in der Folge der Bebauungsplanänderung 
zu erwartenden Eingriffe sind demzufolge in bauplanungsrechtlicher Hinsicht be-
reits ausgeglichen. 
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7.5 Belange des besonderen Artenschutzes 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) unterscheidet zwischen dem allge-
meinen und dem besonderen Artenschutz für Tiere und Pflanzen, wobei der 
allgemeine Artenschutz (§ 39 BNatSchG, Allgemeiner Schutz wild lebende Tiere 
und Pflanzen) als Bestandteil des Naturhaushaltes im Zuge der konzeptionellen 
Ausgestaltung des Bebauungsplans sowie der Eingriffsregelung in der bauleit-
planerischen Abwägung zu berücksichtigen ist. 

Aufgrund der systematischen Gliederung des Artenschutzes erfolgt durch den 
Vollzug dieses Prüfablaufs aber noch keine Berücksichtigung der Belange des 
besonderen Artenschutzes, so dass hierfür im Planaufstellungsverfahren ein ei-
genes Prüfprogramm absolviert werden muss. Im Ergebnis dieser Prüfung muss 
sicher nachgewiesen werden, dass sich aus den artenschutzrechtlichen Bestim-
mungen des § 44 BNatSchG für die Umsetzung der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung keine dauerhaften, zwingenden Vollzugshindernisse 
ergeben, da das Planvorhaben sonst seine Rechtfertigung gemäß § 1 Abs. 3 
BauGB verliert. Ein solches Vollzugshindernis ist aber grundsätzlich erst dann 
anzunehmen, wenn für die innerhalb des Bebauungsplangebietes zulässigen 
Bauvorhaben Ausnahmegenehmigungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG oder 
Befreiungen gemäß § 67 BNatSchG voraussichtlich nicht erlangt werden können. 

Um die mit dem Planvorhaben verbundenen Auswirkungen auf besonders ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten beurteilen zu können, wird derzeit ein 
entsprechendes Fachgutachten erstellt (Naturschutzfachliche Angaben zur spe-
ziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, Büro für Landschaftsökologie Hartmut 
Schmidt, Donaustauf). Die Ergebnisse des Fachgutachtens werden Eingang in 
die planerischen Erwägungen der Gemeinde finden. Unlösbare Konflikte mit den 
Belangen des besonderen Artenschutzes werden aber nicht erwartet. 

 
7.6 Haftungsausschluss-Mitteilung 

Die Erhebungen im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung, die auch die 
Überprüfung möglicher Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen 
im Sinne des Umweltschadengesetzes zum Gegenstand hatten, wurden nach an-
erkannter Methodik durchgeführt. Auf der Grundlage der vorgenommenen Erhe-
bungen wird davon ausgegangen, dass in der Folge des Bebauungsplans nicht 
gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen wird. Dessen ungeach-
tet kann nicht mit letzter Sicherheit die Möglichkeit von Lücken ausgeschlossen 
werden, wenn im Rahmen der Planrealisierung zuvor nicht abschätzbare Eingriffe 
erfolgen. Weder die Gemeinde Poing, noch die mit der Ausarbeitung des Bebau-
ungsplans einschließlich der zugehörigen besonderen Leistungen beauftragten 
Planungsbüros können für überraschend bei der Realisierung oder während des 
späteren Betriebs auftretende Umweltschädigungen und damit verbundene Ein-
schränkungen oder Zusatzkosten haftbar gemacht werden. 

 
 
8. Flächen mit Bodenbelastungen 
 Das Planungsgebiet ist nach bisheriger Erkenntnis der Gemeinde Poing altlasten-

frei. Die Baugrundgutachten bzw. sonstige Nachforschungen haben keine 
Verdachtsmomente für das Planungsgebiet ergeben. 

Werden bei Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des 
Bodens festgestellt, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich das Landratsamt Ebersberg zu benachrichtigen. 
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9. Wasserhaushalt 
 Nach derzeitigem Kenntnisstand ist aufgrund der Ergebnisse des Baugrundgut-

achtens davon auszugehen, dass durch die Baumaßnahme eine offene 
Wasserhaltung zur Ausleitung der Schichtwasserzutritte erforderlich ist. Insofern 
ist diesbezüglich im Zuge des Genehmigungsverfahrens eine wasserrechtliche 
Erlaubnis bei der Unteren Wasserbehörde einzuholen. 

NOCH ERGÄNZEN /ÄNDERN  gemäß Baugrundgutachten 
 
 
10. Brandschutz 
 Nach Art. 1 Abs. 1 und 2 Bayer. Feuerwehrgesetz ist der abwehrende Brand-

schutz und die Bereitstellung der notwendigen Löschwasserversorgungsanlagen 
eine von der kommunalen Bauleitplanung unabhängige, gemeindliche Pflichtauf-
gabe. Eine ausreichende Löschwasserversorgung wird von Seiten der Gemeinde 
in Abstimmung mit der Brandschutzdienststelle im Landratsamt Ebersberg ge-
währleistet. 

Die Belange des abwehrenden Brandschutzes sowie eine ausreichende Er-
schließung der Flächen für die Feuerwehr sind berücksichtigt, soweit sie 
Regelungsgegenstand der verbindlichen Bauleitplanung sind. 

 
 
11. Denkmalschutz und Denkmalpflege 
 Im Planungsgebiet befinden sich keine denkmalgeschützten Bauwerke.  

Das Plangebiet tangiert im nordwestlichen Bereich das Bodendenkmal D-1-7836-
0087, eine Siedlung des Endneolithikums, der Bronzezeit, der Urnenfelderzeit, 
der Hallstattzeit, der späten römischen Kaiserzeit und des frühen und hohen Mit-
telalters sowie Körpergräber des Endneolithikums (Glockenbecherkultur), 
Brandgräber der Urnenfelderzeit und Körpergräber des frühen Mittelalters. Es ist 
nicht auszuschließen, dass bei Erdarbeiten Bodendenkmäler gefunden werden 
können. Deshalb ist für Bodeneingriffe jeglicher Art innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans eine denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß Art. 7 Abs. 
1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der 
Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

 
 
12. Soziale und kulturelle Belange 
 Bei dem vorliegenden Verfahren handelt es sich um eine Planung im Innenbe-

reich. Das Erschließungsnetz ist grundsätzlich vorhanden bzw. wird neu erstellt. 

Für die Belange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB, z.B. Bedürfnisse der Familien, 
der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche Auswirkungen auf 
Frauen und Männer, ergeben sich durch die Planung insofern positive Auswir-
kungen, da die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine verbrauchernahe 
Versorgung neu geschaffen werden. Das in der Planfolge zulässige Vorhaben 
wird sich zudem nicht nachteilig auf die persönlichen Lebensumstände der in der 
unmittelbaren Nachbarschaft bereits wohnenden und arbeitenden Bevölkerung 
auswirken. 

Die Belange der Baukultur werden dergestalt berücksichtigt, dass durch die ge-
troffenen Regelungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung, zur 
Höhenentwicklung, zu den überbaubaren Grundstücksflächen, zur Eingrünung 
usw., der vorherrschende städtebauliche Maßstab sowie die bislang bereits ab-
lesbare Ordnung und Gestaltung des Plangebietes aufgenommen und 
funktionsgerecht weiterentwickelt werden. 
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13. Klimaschutz 
 Mit dem Bebauungsplan setzt die Gemeinde Poing den Rahmen für eine klima-

schonende und energieeffiziente Siedlungsgestaltung. Zur Umsetzung der 
Zielvorstellungen im Hinblick auf die klimatischen und energetischen Belange 
sind im Bebauungsplan Regelungen, die dem Klimawandel entgegentreten und 
die einer Anpassung an die Folgen des Klimawandels dienen können, getroffen. 

Der Bebauungsplan ordnet unter Berücksichtung der Potentiale der Innenent-
wicklung einen Siedlungsbereich neu und verfolgt eine funktionsgerechte 
integrierte Siedlungsentwicklung.  

Die Realisierung einer zusätzlichen, verbrauchernahen und auch fußläufig er-
reichbaren Versorgungsmöglichkeit innerhalb des Gemeindegebietes kann auch 
zu einer Reduzierung des Einkaufs-Verkehrs und damit auch zu einer Verminde-
rung des Energieverbrauchs führen. 

 
 
14. Bodenordnung, sonstige Maßnahmen 
 Die erforderlichen bodenordnenden Maßnahmen sind im Durchführungsvertrag 

zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan / Vorhaben- und Erschließungsplan 
geregelt.  

 
 
15. Sonstige abwägungsbedürftige Belange 
 Sonstige, mehr als geringfügige oder schutzbedürftige Belange sind derzeit nicht 

ersichtlich. 
 
 
16. Städtebauliche Kennzahlen     

 Größe des Plangebietes ca. 0,84 ha 

 Sondergebiet Einkaufszentrum ca. 0,77 ha 

 GR / GRZ  2.550 m² / 0,33 

 Verkehrsfläche privat ca. 0,064 ha 

 
 
17. Verwendete Unterlagen 

 • Erschütterungstechnische Untersuchung, Aufstellung eines Gesamtbebau-
ungsplanes für die Hauptstraße in Poing, Bericht Nr. 33 419/2, 04.08.1999, 
Müller-BBM GmbH, Planegg 

• Schalltechnische Untersuchung… 
 
 
 
 
 

 
Gemeinde Poing, den .................................. 
 
 
 
 
 
 
(Siegel)                                                    ............................................................... 
                                                                      A. Hingerl, 1. Bürgermeister 

 


